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Vorschlag zur Be-
schränkung von PFAS 
an ECHA übermittelt

Behörden aus Deutschland, die Nie-
derlande, Dänemark, Norwegen und 
Schweden haben bei der Europäi-
schen Chemikalienagentur ECHA am 
13. Januar 2023 einen Vorschlag zur 
Beschränkung von PFAS (per- und po-
lyfluorierte Alkylsubstanzen) einge-
reicht. 

In Deutschland waren das Umweltbun-
desamt (UBA), die Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 
und das Bundesinstitut für Risikobewer-
tung (BfR) an der Ausarbeitung beteiligt. 
Die offizielle Veröffentlichung des Vor-
schlages auf der Website der ECHA er-
folgte am 7. Februar 2023.

Bei dem Vorschlag handelt es sich 
um einen der umfangreichsten seit In-
krafttreten der REACH-Verordnung in 
2007, da es um die Beschränkung von 
rund 10 000 Per- und Polyfluoralkyl-
stoffen geht. Der Vorschlag zielt darauf 
ab, PFAS-Emissionen in die Umwelt zu 
verringern und Produkte und Verfah-

ren für die Menschen sicherer zu ma-
chen. Die wissenschaftlichen Ausschüs-
se der ECHA werden nun damit begin-
nen, den Vorschlag im Hinblick auf die 
Risiken für Mensch und Umwelt sowie 
die Auswirkungen auf die Gesellschaft 
zu bewerten.

„PFAS“ steht für Gruppe von Chemika-
lien, die sich dadurch aus, dass sie sehr 
stabil, sowie wasser-, schmutz-, und fett-
abweisend sind. Zum Einsatz kommen sie 
z.B. in Outdoor-Kleidung, Kochgeschirr, 
Nahrungsmittelverpackungen sowie in 
einer Vielzahl von industriellen Prozes-
sen. Allerdings sind PFAS in der Umwelt 
sehr persistent, so dass sie sich dort anrei-
chern und negative Auswirkungen auf die 
Gesundheit der Menschen und die Um-
welt haben können. Die Behörden schät-
zen, dass in den nächsten 30 Jahren rund 
4,4 Millionen Tonnen PFAS in die Umwelt 
gelangen werden, wenn keine Maßnah-
men ergriffen werden.

Der Beschränkungsvorschlag der 
europäischen Behörden wurde unter 
REACH, der EU-Verordnung zur Regist-
rierung, Bewertung, Zulassung und Be-
schränkung von Chemikalien, ausgear-
beitet. Aufgrund von bislang nicht kon-
trollierten Risiken im Zusammenhang 
mit der Herstellung, dem Inverkehr-
bringen und der Verwendung von PF-
ASs ist eine Maßnahme in der gesamten 
EU und dem europäischen Wirtschafts-

raum erforderlich. In den vergangenen 
drei Jahren haben die Behörden der 
fünf Länder die PFASs, deren Verwen-
dungen und die Risiken, die diese für 
Mensch und Umwelt darstellen, einge-
hend untersucht. Im Rahmen dessen 
wurden zwei öffentliche Konsultatio-
nen abgehalten, um von der Industrie 
Informationen zur Verwendung der 
Stoffe zu erhalten.

Nächste Schritte
ECHAs wissenschaftliche Ausschüsse für 
Risikobeurteilung (RAC) und sozioöko-
nomische Analyse (SEAC) werden in ih-
ren Sitzungen im März 2023 zunächst 
darüber beraten, ob der eingereichte Be-
schränkungsvorschlag den rechtlichen 
Anforderungen nach REACH entspricht. 
Danach werden die Ausschüsse mit der 
wissenschaftlichen Prüfung des Vor-
schlags beginnen. Am 22. März 2023 
wird eine sechsmonatige öffentliche 
Kon  sultation starten. 

Der RAC wird sich eine Meinung da-
rüber bilden, ob die vorgeschlagene 
Beschränkung geeignet ist, die Risiken 
für die Gesundheit der Menschen und 
die Umwelt zu verringern, während 
sich der SEAC mit den sozioökonomi-
schen Auswirkungen, d.h. dem Nutzen 
und den Kosten für die Gesellschaft, die 
mit dem Vorschlag verbunden sind, be-
fassen wird. Beide Ausschüsse verfas-
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sen ihre Stellungnahmen auf der Grund-
lage der im Vorschlag für die Beschrän-
kung enthaltenen Informationen und 
der bei den Konsultationen eingegan-
genen Kommentare. Die Stellungnah-
men von RAC und SEAC sollen laut 
REACH-Verordnung innerhalb von 
zwölf Monaten abgeschlossen werden. 
Sobald die Stellungnahmen angenom-
men sind, werden sie an die Europäi-
sche Kommission weitergeleitet, die 
dann gemeinsam mit den EU-Mitglied-
staaten über die mögliche Beschrän-
kung entscheiden wird (asr).

KRW-/
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Pflichten für Unterneh-
men im Doppelpack: 
Verpackungen  
registrieren, Mehrweg 
anbieten

Fast alle Unternehmen müssen seit dem 
1. Juli 2022 Verpackungen, die sie in Ver-
kehr bringen, registrieren. Und größere 
Restaurants und Betriebskantinen müs-
sen seit dem 1. Januar 2023 Mehrweg-
Alternativen für Essen und Getränke 
zum Mitnehmen anbieten. Betriebe 
müssen nun ermitteln, ob sie betroffen 
sind und geltende Vorschriften umset-
zen.

Europaweit gilt für Verpackungen, dass 
der Hersteller eines Produkts auch für 
die Verpackung die Verantwortung über-
nimmt, also Vermeidung, Wiederverwen-
dung und Verwertung. Das Verpackungs-
gesetz (VerpackG) setzt die europäische 
Verpackungsrichtlinie 94/62/EG um. Es 
regelt das Inverkehrbringen von Verpa-
ckungen sowie Rücknahme und Verwer-
tung von Verpackungsabfällen. Einweg-
Kunststoff-Richtlinie sowie Abfallrah-
menrichtlinie wurden damit in deutsches 
Recht umgesetzt.

Die Zentrale Stelle Verpackungsregis-

ter (www.verpackungsregister.org) hat 
die Aufgabe, die Verantwortlichen zu re-
gistrieren und damit öffentlich zu ma-
chen: Für mehr Transparenz und Rechts-
klarheit. Sie überwacht auch, dass Recyc-
lingquoten erfüllt und nachhaltigere 
Verpackungen finanziell gefördert wer-
den.

Für fast alle Unternehmen besteht 
seit 1. Juli 2022 die Pflicht zum Regist-
rieren. Wer Waren für „gewerbliche“ 
Endverbraucher verpackt und in Ver-
kehr bringt sowie Mehrwegverpackun-
gen oder pfand   pflichtige Einweggeträn-
keverpackungen befüllt und veräußert, 
muss sich bei der Zentralen Stelle 
Verpackungs register (ZSV) registrieren. 
Dies gilt auch für Befüller von Service-
verpackungen, d.h. Verpackungen, die 
erst auf der letzten Handelsstufe (sog. 
„Letztvertreiber“) mit Ware befüllt wer-
den und an Kunden übergeben werden, 
also z.B. Papiertüten in Bäckereien, auf 
dem Wochenmarkt oder in Hofläden. 
Sie können zwar wie bisher und zeitlich 
unbefristet ihre Beteiligungspflicht an 
einem dualen Entsorgungssystem an ih-
re Lieferanten delegieren, die Pflicht zur 
Registrierung besteht dennoch. Dabei 
müssen sie bei der Registrierung bestä-
tigen, dass ihre Lieferanten die jeweili-
gen Serviceverpackungen bei einem an-
erkannten dualen Entsorgungssystem 
„beteiligen“, d.h. anmelden und abrech-
nen.

Die Registrierungspflicht gilt auch für 
Hersteller von Transport-, Verkaufs- und 
Umverpackungen im Sinne des § 15 (1) 
Satz 1 VerpackG, die typischerweise nicht 
beim Endverbraucher landen sowie für 
Inverkehrbringer schadstoffhaltiger Füll-
güter, z.B. Pflanzenschutzmittel für beruf-
liche Anwender oder bestimmte Öle und 
flüssige Brennstoffe (s. Anlage 2 Ver-
packG). Die Registrierung ist für alle Un-
ternehmen kostenfrei.

Das Verpackungsregister unterschei-
det zwei Arten von Verpackungen. Verpa-
ckungen mit Systembeteiligungspflicht 
sind alle
∎ Verkaufs-, Um- und Versandverpa-

ckungen, die nach Gebrauch typi-
scherweise in Privathaushalten bzw. 
vergleichbaren Anfallstellen als Abfall 

anfallen, also Blisterverpackungen o.ä.
Dagegen sind Verpackungen ohne Sys-
tembeteiligungspflicht:
∎ Verpackungen, die nach Gebrauch ty-

pischerweise nicht bei privaten End-
verbrauchern als Abfall anfallen,

∎ Transportverpackungen sowie
∎ Mehrwegverpackung, z.B. Europalet-

ten und Mehrweg-Transportboxen.

Unternehmen, die bereits registriert sind, 
müssen ihre Registrierung um einige An-
gaben ergänzen (Änderungsregistrie-
rung). Betroffen sind u.a. Unternehmen, 
deren verpackte Waren sowohl private 
als auch gewerbliche Endverbraucher er-
reichen; dann muss die Registrierung „im 
privaten Bereich“ um den „gewerblichen 
Bereich“ ergänzt werden. Diese erweiter-
te Registrierung erfolgt über LUCID auf 
www.verpackungsregister.org. Dort wer-
den alle registrierten Unternehmen mit 
Namen, Marken und Kontaktdaten veröf-
fentlicht. Eine Meldepflicht besteht je-
doch nicht.

Ausnahme: Nicht registrierungspflich-
tig sind Unternehmen, die verpackte Wa-
re im Inland einkaufen und unverändert 
weitergeben, also ohne Hinzufügen einer 
zusätzlichen Verpackung wie z.B. einer 
Versandverpackung.

Geldstrafen vermeiden
Es drohen Bußgelder bis zu 200.000 Eu-
ro, u.a. für Unternehmen, die sich nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig an ei-
nem System beteiligen, die Sammlung 
von restentleerten Verpackungen nicht 
sicherstellen oder bestimmte Abfälle ei-
ner Verwertung nicht richtig zuführen.

Dokumentationspflicht
Hersteller und Vertreiber, die Verpackun-
gen nach § 15 (1) VerpG zurücknehmen 
müssen, haben diese Verpackungen einer 
Wiederverwendung oder Verwertung 
zuzuführen und dies in „nachprüfbarer 
Form“ zu dokumentieren: Jährlich bis je-
weils zum 15. Mai müssen in Verkehr ge-
brachte, zurückgenommene und verwer-
tete Verpackungen aufgelistet werden, 
aufgeschlüsselt nach Materialart (Kunst-
stoff, Pappe, Holz, Metall, u.ä.) und Masse.

Unternehmen müssen auch organisie-


